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Union in 
Deutschland 

Bonn, den 25. Januar 1979 

Handeln 
um die Zukunft 
zu sichern 
Es wird in diesen Monaten immer deutlicher, 
daß nach 10jähriger Regierungszeit von 
spD und FDP die Bundesrepublik Deutsch- 
end immer mehr aus ihrer Substanz lebt. 
D'ese Regierung ist dabei, das aufzuzehren, 
was zuvor an Kraft und Reserven 
geschaffen wurde. Sie teilt aus, was da 
ist» und sie verschließt fest und entschlossen 
d'e Augen vor der Zukunft. 

^'t diesen Worten leitete Helmut Kohl am Mitt- 
woch im Deutschen Bundestag seine große Rede 
2um Bundeshaushalt 1979 ein. Dem Bundeskanzler 
r'ef er zu: Sehen Sie nicht, daß zwischen Ihrer 
heilen Welt, die Sie den Bürgern aus Wahlgründen 
Ertragen, und der Wirklichkeit eine immer tief er- 
gehende Kluft zu beobachten ist? 
^ach seiner Stellungnahme zu den aktuellen Fra- 
9en der Innen-, Wirtschafts- und Sozialpolitik und 
2ur Wahl des Bundespräsidenten stellte Helmut 
Kohl zur außenpolitischen Entwicklung fest: 
Wir sind bereit — Herr Bundeskanzler, ich mache 
dieses Angebot erneut —, im Rahmen eines ver- 
nünftigen Dialog zwischen Regierung und Oppo- 
S|tion unseren Beitrag für die außenpolitische Ent- 
wicklung,  für  eine  wirkliche  Friedens-  und  Ent- 
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INFORMATION 

Wehrdienstverweigerer 
müssen zu lange warten 
Der Vorsitzende des Verteidigungsaus- 
schusses im Deutschen Bundestag, 
Manfred Wörner, hat in einem Brief an 
den Bundesminister der Verteidigung 
Apel darauf hingewiesen, daß ihn (Wör- 
ner) in den letzten Tagen und Wochen 
eine Fülle von Zuschriften erreicht ha- 
ben, in denen Wehrdienstverweigerer 
Klage darüber führen, daß über ihre 
Berufung auf Artikel 4 Absatz 3 Grund- 
gesetz nicht entschieden werde. In 
einem Fall ist zum Beispiel bekannt 
geworden, daß dem Betroffenen die 
Auskunft erteilt wurde, er müsse zwei 
Jahre auf die Entscheidung warten. 
Auch aus Presseberichten gehe hervor, 
daß mehrere zehntausend Anträge auf 
ihre Erledigung warten. Mit Bedauern 
stellt Wörner fest, daß die Bundesregie- 
rung keinerlei Aktivitäten im Hinblick 
auf eine Neuregelung des Wehrpflicht- 
und Zivildienstrechts nach der Ent- 
scheidung   des   Bundesverfassungsge- 

(Fortsetzung von Seite 1) 

spannungspolitik zu leisten. Wann end- 
lich werden Sie begreifen, daß es für 
den Regierungschef doch auch in inter- 
nationalen Verhandlungen — zumal für 
einen Regierungschef, der mit einer so 
knappen Mehrheit regieren muß — ein 
wertvolles Pfand sein kann, diese Unter- 
stützung zu bekommen. Wir sind bereit, 
hier zusammenzuarbeiten. Setzen Sie 
endlich ein Zeichen des guten Willens. 
Die Zukunft unserer Bürger und der 
Bundesrepublik Deutschland hängt da- 
von ab. 

richts ergriffen habe, obwohl die 
CDU/CSU-Fraktion bereits Mitte No- 
vember ihre Vorstellungen ausführlich 
dargelegt habe. Ein längeres Hinaus- 
zögern hält Wörner auch im Interesse 
der Einstellung junger Leute zum Staat 
für nicht mehr vertretbar. 

EG-Bürger 
künftig zweisprachig 

Jeder Bürger der Europäischen Ge- 
meinschaft (EG) soll sich künftig W 
einer zweiten Sprache verständigen 
können. Dies ist eines der Ziele, die 
sich die EG-Kommission nicht zuletzt 
im Hinblick auf die ersten europäischen 
Wahlen mit verschiedenen neuen Initia- 
tiven zur Bildungspolitik in der EG ge- 
setzt hat. Das Europäische Parlament 
erarbeitete dazu einen eigenen Beitrag- 
Man hält bessere Fremdsprachenkennt- 
nisse für das gegenseitige Verständnis 
für dringend erforderlich. 

Erfolgreiches CDU-Modell 
Ein halbes Jahr nach dem Start des 
ersten Modellversuchs mit einem Erzie- 
hungsgeld für berufstätige Eltern zu- 
gunsten ihrer neugeborenen Kinder will 
der niedersächsische Sozialminister 
Hermann Schnipkoweit (CDU) die Zahl 
der Empfänger mehr als verdoppeln. 
,,Wir sind völlig überrascht, wie viele 
Mütter bereit sind, für die Kindererzie- 
hung auf ihren Arbeitsplatz zu verzich- 
ten", erklärte die im Sozialministerium 
in Hannover für Familienfragen zustän- 
dige Referentin. Marianne Schlösser, 
der ,,Welt" zufolge. Unter der Voraus- 
setzung, daß ein Ehepartner für minde- 
stens 18 Monate zugunsten der Kinder- 
erziehung auf seinen Arbeitsplatz ver- 
zichtet, erhält die Familie für diesen 
Zeitraum 350 Mark monatlich sowie So- 
zialabgaben   aus  der   Landeskasse. 
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ETATDEBATTE IM BUNDESTAG 

Helmut Kohl: Die Wirklichkeit sieht 
anders aus, Herr Bundeskanzler 
Wer ins Land hineinschaut, weiß, 
daß diese Bundesrepublik Deutsch- 
land materiell, geistig und psycho- 
logisch die Kraft hat, um mit 
ihren Problemen fertig zu werden. 
Aber die Erfahrungen der letzten 
Jahre haben deutlich gemacht, 
daß bloße politische Technokraten 
eben nicht in der Lage sind, diese 
Kräfte unseres Volkes zu mobili- 
sieren. Denn wir haben erlebt, daß 
s'e sich, Herr Bundeskanzler, 
und Ihre Regierung vor allem an 
Zahlen und nicht an der Wert- 
ordnung, an Prozentsätzen, die dann 
n?ch manipuliert werden, und 
n'cht an den Grundsätzen, an 
Trends, statt an wirklichen Zielen 
orientieren. 

Wir wissen, daß dies die Bürger we- 
nig berührt. Es wird immer wieder 

9esagt, einige Tausend Arbeitslose we- 
niger als eine Million, einige Zehntel- 
Prozentpunkte mehr Bruttosozialprodukt 
seien bereits der entscheidende Durch- 
bruch, das werde einen neuen Horizont 
der wirtschaftlichen Perspektive signali- 
sieren, damit seien alle Probleme ge- 
•öst. Wir jedoch wissen, daß Sie sich 
^it solchen Aussagen Jahr für Jahr um 
d'e wirklichen Probleme herumgewun- 
den haben. 
Wir wissen, daß hinter jedem Prozent- 
Punkt des Arbeitsmarktes und der 
nüchternen, nackten Statistik Menschen 
und ihre Schicksale stehen. Wir wissen, 

daß die Sorge, die gerade die Macher 
gerne vergessen, wenn sich der Schein- 
werfer nur auf nackte Zahlen richtet, 
bei unseren Mitbürgern umgeht. 

Was wir in der Bundesrepublik 
Deutschland brauchen, sind politi- 
sche Entscheidungen, die gerade die- 
sen Problemen, die sich als langfristi- 
ge Probleme eingestellt haben, end- 
lich gerecht werden. Aber, meine Da- 
men und Herren von der Koalition, 
der innere Zustand Ihrer Parteien er- 
laubt es ja gar nicht mehr, die not- 
wendigen und wirklichen Entschei- 
dungen zu treffen. 

Denn welch einen Entscheidungsspiel- 
raum haben Sie denn noch, Herr Bun- 
deskanzler, wenn etwa in der Grundla- 
genfrage der Energiepolitik nur die 
Rücktrittsdrohung aller der FDP angehö- 
renden Minister und des Fraktionsvor- 
sitzenden der FDP Ihnen überhaupt er- 
spart hat. die Vertrauensfrage im Bun- 
destag zu stellen? 

Sie müssen Sachfragen des Alltags, 
Sachfragen, die die Zukunft bestimmen, 
zu Machtfragen erheben, um einfach 
überleben zu können. Das war so bei 
der Entscheidung über Kaikar, das war 
so bei den Entscheidungen über den 
Steuerkompromiß, das war so bei den 
dann ausgebliebenen Entscheidungen 
im Kampf um die Verbesserung der 
inneren Sicherheit. Das wird sich jeden 
Tag wieder und immer wieder wieder- 
holen; denn in der SPD und der FDP 
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gibt es eben in diesen zentralen Sach- 
fragen der deutschen Politik keine 
Übereinstimmung. 

Das einzige, was Sie hier als überein- 
stimmend vortragen können, ist der Wil- 
le, um jeden Preis an der Macht zu 
bleiben; das ist Ihr gemeinsamer Nen- 
ner. 

Deshalb, Herr Bundeskanzler, findet 
eben Politik nicht mehr statt. Deswe- 
gen weichen Sie auf die Gipfel aus, 
um, von Gipfel zu Gipfel springend, 
dann Ihre Botschaft möglichst nichts- 
sagend unter die Bürger zu bringen. 
Deshalb ist inzwischen, statt tatkräf- 
tige Politik zu praktizieren, Politik 
durch Propaganda abgelöst, und des- 
halb wird Führung durch Selbstdar- 
stellung ersetzt. 

Der Bevölkerungsrückgang, der Schul- 
denberg, die ungesicherten Finanz- 
grundlagen der sozialen Sicherung sind 
nur drei Beispiele für die Art, wie Ihre 
Regierung, Herr Bundeskanzler, aus 
Schwäche Probleme in die Zukunft ab- 
drängt. Perspektiven kann aber nur 
eine Regierung entwickeln, die für sich 
selbst eine Zukunft sieht, die nicht Tag 
für Tag um den Machterhalt bangen 
muß, die es sich leisten kann — das 
heißt doch Regieren —, auch in der 
Tagespolitik scheinbar unbequeme Ent- 
scheidungen zu treffen, wenn diese Ent- 
scheidungen zum Wohl des Ganzen 
zwingend und notwendig sind. 

In Ihrer Neujahrsansprache haben Sie 
— dann auch noch in der Bundespres- 
sekonferenz vor einigen Tagen — von 
großem Zukunftsvertrauen, von wirt- 
schaftlichem und politischem Optimis- 
mus gesprochen. Sie haben, Herr Bun- 
deskanzler — und das ist erstaunlich, 
wenn man in die Welt blickt —, ein 
außenpolitisch ruhiges Jahr angekün- 
digt. Das ist der Versuch, das Bild einer 

heilen Welt zu entwerfen, in der jeder 
so zufrieden ist, wie ihm von der Regie- 
rung Zufriedenheit zugeteilt wird. Voller 
Hoffnung und Zuversicht für sein per- 
sönliches Leben. 

Herr Bundeskanzler, es stellt sich doch 
die Frage — und das mitten in Ihrer 
Regierungszeit, mitten in dieser Legis- 
laturperiode —, warum gerade auch bei 
uns in der Bundesrepublik Deutschland 
junge Leute unter einer tiefgreifenden 
Orientierungskrise leiden, in der jungen 
Generation in einem bestürzenden Aus- 
maß der Rückzug in den Bereich des 
Privaten zu sehen ist, sich viele vom 
Staat und von ihrer Mitverantwortung 
im Gemeinwesen abwenden, die Zahl 
derer, die sich in Sekten, Alkohol und 
Drogen flüchten, weit in die Hunderttau- 
sende gegangen ist und Kriminalität in 
diesem Bereich zunimmt. Das muß uns 
doch betroffen machen. 

Sehen Sie, Herr Bundeskanzler, 
nicht, daß zwischen Ihrer heilen Welt- 
die Sie den Bürgern aus Wahlgrün- 
den vortragen, und der Wirklichkeit 
eine immer tiefergehende Kluft zu be- 
obachten ist. Herr Bundeskanzler, in 
einer solchen Situation stellt sich für 
jede Regierung die Frage nach ihrer 
Mitverantwortung. Für den wachsen- 
den zutiefst befremdlichen Fatalis- 
mus in unserer Gesellschaft. Sie 
müssen sich als Regierungschef 
doch die Frage stellen, warum Sie 
diese Entwicklung in Ihrer Analyse 
ausklammern. 

Auch das wirtschaftliche, soziale und 
politische Klima des Jahres 1979 wird 
erheblichen Belastungen ausgesetzt 
sein. Wenn Sie gesagt haben, der Opti- 
mismus werde durch die Auswirkungen 
des Arbeitskampfes in der Stahlindu- 
strie nicht beeinträchtigt, dann frage 
ich   mich   wirklich,   ob   Sie   diese   Äu- 
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ßerung nur deshalb machen konnten, 
WeÜ Sie einen Teil dieser Auseinander- 
setzung in fernen Gefilden erlebt ha- 
ben. 

le ..Zeit", eine Ihnen doch ganz gewiß 
gewogene Stimme, schreibt in diesem 
Zusammenhang: 

•'O/e Arbeitnehmer haben in den sechs 
Wochen, die sie vor den Werkstoren 
^erbrachten, Einkommenseinbußen er- 
sten, die sie nie wieder einholen kön- 

nen. Die Allgemeinheit wird durch ge- 
rir>gere Steuereinnahmen, neue soziale 
'-asten und wohl auch durch eine weite- 
re Verzögerung des erholtten Auf- 
s°hwungs in Mitleidenschaft gezogen 
werden." 

amit wird ausgedrückt, was Millionen 
°ürger der Bundesrepublik in diesen 
btreiktagen empfunden haben. 

j;s besteht doch gar kein Zweifel, Herr 
Bundeskanzler, daß über die meßbaren 
•ökonomischen und wettbewerbsmäßi- 
gen Wirkungen hinaus durch die Härte 
Und Stärke der Auseinandersetzung ge- 
ade auch die so lebensnotwendigen 

Psychologischen Grundlagen des Auf- 
schwungs in Gefahr geraten sind. 

Wir alle sind froh, daß dieser Streik 
endlich, wenn auch unter großen 
Schwierigkeiten, beendet werden 
konnte. Aber das, was Sie Herr Bun- 
deskanzler, laut der Zeitschrift „Der 
Spiegel" auf den Bahamas zu diesem 
Streik gesagt haben, zeigt, daß Sie 
sich während dieses dramatischen 
Arbeitskampfes nicht nur geogra- 
phisch von der Bundesrepublik 
Deutschland abgesetzt haben. Sie 
sind weit, weit weg von der Wirklich- 
keit des Landes, dessen Regierungs- 
chef Sie sind. 

^as soll das folgende Zitat? 

••Alle diese deutschen Kleinbürger, die 
deinen, ein Streik sei ein Zeichen von 

Unordnung, die können mir den Buckel 
herunterrutschen!" 

Herr Bundeskanzler, es ist die riesige 
Mehrheit der Bundesrepublik Deutsch- 
land, die Ihnen den Buckel herunterrut- 
schen muß. Ich weiß, daß Sie in Ihrem 
Selbstwertgefühl kaum zu erschüttern 
sind. Dennoch rate ich Ihnen — Sie 
wollen ja Regierungschef des Landes 
sein, dessen Bürger Ihnen den Buckel 
herunterrutschen sollen —, darüber 
nachzudenken, ob all jene, egal, wo sie 
politisch stehen, ob Arbeitgeber oder 
Gewerkschaftler, die in diesen Tagen 
voller Sorge auch die innere Ent- 
wicklung dieses Streiks und jener Kräf- 
te betrachtet haben, welche dabei 
sichtbar wurden, die Lage wirklich so 
fahrlässig einschätzen, wie Sie es getan 
haben. 

Herr Bundeskanzler, Sie verlieren kein 
Wort darüber, welche Gefahren für 
den Geldwert in der Bundesrepublik 
Deutschland entstehen. Statt dessen 
riskieren Sie einen Streit mit der Bun- 
desbank, welchen Rang die Geldwert- 
stabilität unter fundamentalen wirt- 
schaftspolitischen Zielen einnehmen 
soll. Nach den Beschlüssen des Euro- 
päischen Rates sollte die europäische 
Währung im Laufe dieses Jahres in 
Kraft treten. 

Der gerade von Ihnen, Herr Bundes- 
kanzler, so spektakulär betriebene 
Plan ist nun vorerst geplatzt. Dies 
schafft doch nun wahrlich in einem 
wichtigen wirtschaftspolitischen Au- 
genblick für die Wirtschaft in Europa 
und in Deutschland kein Mehr an 
Vertrauen. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben Anfang 
Dezember hier im Plenarsaal gesagt 
und die Dinge dargestellt, als würde 
das Inkrafttreten des Währungssystems 
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ohne jede Schwierigkeit zum 1. Januar 
1979 zu erwarten sein. Sie haben uns 
kein Wort gesagt — weder hier noch in 
irgendeinem der Ausschüsse wurde das 
erwähnt —, daß im argrarmonetären 
Ausgleich zwischen Frankreich und 
Deutschland erhebliche Probleme be- 
stehen. 

Die Tatsache, daß auf dem Gebiet der 
Agrarpolitik — und wir haben doch in 
Europa auf diesem Felde Erfahrungen 
aus den letzten 20 Jahren — wichtige 
Vereinbarungen offengeblieben sind, ist 
uns sehr viel später und über die Pres- 
se bekanntgemacht worden. Sie, Herr 
Bundeskanzler,   haben   es   sich   selbst 

zuzuschreiben, wenn über die Hinter- 
gründe dieser Differenzen mannigfalti- 
ge und allesamt schädliche Vermutun- 
gen angestellt werden. 

Die Frage drängt sich doch auf: Ent- 
weder Sie haben die mit dem franzö- 
sischen Staatspräsidenten getroffene 
Vereinbarung in ihrer Substanz nicht 
ganz erkannt, dann wäre fahrlässig 
gehandelt worden, oder Sie haben 
dem Bundestag die vorliegender) 
Streitpunkte wissentlich vorenthalten 
Dann, Herr Bundeskanzler, bedeute1 

das, daß Sie die deutsche Öffentlich- 
keit und den Deutschen Bundestag 
bewußt getäuscht haben. 

Die Kampagne gegen Karl Carstens 
ist erbärmlich und abstoßend 
Was mich, Herr Bundeskanzler, im 
Blick auf die Zukunft des Landes und 
unseres Volkes noch mehr bedrückt 
und beunruhigt als der faktische Still- 
stand der Regierungstätigkeit, ist der 
immer deutlicher werdende Schwund 
an demokratischer Gemeinsamkeit in 
Grundfragen unserer politischen und 
wirtschaftlichen Ordnung. Ich habe in- 
zwischen den Eindruck gewonnen, daß 
der Begriff Gemeinsamkeit in Grundfra- 
gen nicht nur der großen Mehrheit der 
SPD nichts mehr besagt, sondern auch 
Ihnen. Ich will unsere Erfahrungen im 
Zusammenhang mit der Wahl des Bun- 
despräsidenten ansprechen. 

Die Kampagne gegen unseren 
Freund Karl Carstens ist ebenso ein- 
malig in der Geschichte der Bundes- 
republik Deutschland wie erbärmlich 
und abstoßend. Diese Kampagne 
macht deutlich, daß wir im Verständ- 

nis    von    Demokratie    offensichtlich 
nicht mehr die gleiche Sprache spre- 
chen.   Denn   Demokratie  heißt:  Ver- 
waltung von Macht und Amt auf Zeit- 
Demokratie schließt lebensnotwendig 
den Wechsel nach dieser Zeit ein —' 
im Rahmen der Legalität, im Rahmen 
derer, die dazu berufen sind. 

Herr Bundeskanzler, ich sage schlicht 
und  einfach:   Das,  was  an  Kampagne 
gegen Karl Carstens getrieben wird und 
noch betrieben werden wird — und Sie 
sind nicht aufgestanden; Sie waren in 
den Landtagswahlkämpfen sogar betei- 
ligt   an   dieser   Kampagne,   das   alles, 
Herr Bundeskanzler,  hat nur das Ziel. 
daß Sie und Ihre Partei an der Macht 
bleiben. Sie und viele Ihrer Helfershel- 
fer draußen im Lande sind dabei, nahe- 
zu  jeden  Preis zu zahlen,  um  an  der 
Macht zu bleiben. 

Respekt und Achtung vor dem Lebens- 
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We9 und der Persönlichkeit eines um 
djesen Staat hochverdienten Mannes 
Ur|d Mitbürgers bedeuten nichts; Fair- 
meß und Anstand bedeuten nichts. Aber 
wenn all diese Tugenden mit Füßen 
9etreten werden, dürfen wir uns doch 
nicht wundern, wenn junge Leute sich 
v°n dem Tun derer abwenden, die in 
diesem Staat Politik machen. 

Um was geht es denn wirklich bei die- 
sem Thema? Die Amtszeit des Staats- 
oberhauptes läuft ab. Die Neuwahl steht 
an- Das ist ein ganz und gar normaler 
Vorgang im Rahmen der verfassungs- 
mäßigen Ordnung unseres Landes. 

Wenn Überlegungen über Kandidaten 
angestellt werden, hat das überhaupt 
nichts mit Mangel an Respekt vor 
dem gegenwärtigen Amtsinhaber zu 
•un. Es hat damit zu tun, daß jeder 
von uns die Pflicht hat, an seinem 
Platz das Notwendige zu tun, um sei- 
nen Beitrag zur Lösung auch dieser 
Frage beizusteuern. 

°a ist folgende nüchterne Feststellung 
arr> Platz. Die CDU/CSU-Fraktion in der 
Bundesversammlung 1979 hat zum er- 
stenmal in der Geschichte der Bundes- 
republik Deutschland die absolute 
Mehrheit. Woher kommt denn diese 
Mehrheit? Die Bürger der Bundesrepu- 
blik Deutschland haben der CDU/CSU 
ln einer Serie von Landtagswahlen und 
bei der Bundestagswahl 1976 diese 
Mehrheit verliehen. Das ist die Grundla- 
ge. 

Da wurde nichts manipuliert, sondern 
bier hat der Bürger ein klares und ein- 
deutiges Wort gesprochen. Es ent- 
spricht demokratischer Tradition, daß 
man, ob es einem paßt oder nicht, die 
Haltung, das Votum des obersten Sou- 
veräns — das ist der Bürger in unserem 
Lande — respektiert. 

Sie haben in der Serie dieser Wahlen 
die Sitze verloren, die Sie jetzt gerne 
hätten, um bei dieser Entscheidung 
sich ebenfalls durchsetzen zu kön- 
nen. Deshalb wollen Sie jetzt ein 
Pseudo-Plebiszit in dieser Frage ein- 
führen. 

Dann lassen Sie uns doch ernsthaft 
darüber reden, die Verfassung zu än- 
dern und den Präsidenten vom Volk zu 
wählen. Aber er wird nicht dann, wenn 
es Ihnen paßt, von der Versammlung 
gewählt, und wenn es Ihnen nicht paßt, 
wird ein Plebiszit veranstaltet. Wenn an 
irgendeinem Punkt der Bürger in der 
Bundesrepublik die Möglichkeit hat, 
den geistigen Niedergang der Freien 
Demokraten beurteilen zu können, dann 
in der Form der Verfassungsmanipula- 
tion, die Sie hier öffentlich betreiben. 

Ich habe diese letzten Monate wirklich 
mit wachem Bewußtsein erlebt, ich ha- 
be erlebt, was hier vonstatten ging, wie 
diese erbärmliche Schnüffelei in der 
Vorgeschichte, in der Jugendzeit ein- 
zelner Politiker — in diesem Falle aus 
der Union — stattfand. 

Und erst dann, als diese Kampagne 
die Regierungsbank erreicht hatte, 
sind Sie jäh zusammengezuckt und 
haben geschwiegen! 

Ich habe mich innerhalb der Union lei- 
denschaftlich dem Gedanken wider- 
setzt, daß nach dem Motto verfahren 
wird: Wenn da veröffentlicht wird, daß 
dieser und jener Mitglied der Partei 
war. muß das sofort entsprechend ver- 
golten werden. Meine Damen und Her- 
ren, natürlich kann man das. Ich habe 
ja angedeutet, wie diese Psychose der 
Schnüffelei die Regierungsbank ergrif- 
fen hat und wie nicht wenige auf 
der Regierungsbank zusammenzuckten, 
wenn sie dann auf ihr eigenes Leben 
zurückblickten. 
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BUNDESHAUSHALT 1979 

So wurde abgestimmt 

Einzeiplan 
(Geschäftsbereich) 

Votum der 
CDU/CSU- 

Bundestags- 
fraktion 

01 Bundespräsident und 
Bundespräsidialamt Zustimmung 

02 Deutscher Bundestag     Zustimmung 

03 Bundesrat Zustimmung 

04 Bundeskanzler und 
Bundeskanzleramt Ablehnung 

05 Auswärtiges Amt Ablehnung 

06 Bundesminister des 
Innern Ablehnung 

07 Bundesminister der 
Justiz Ablehnung 

08 Bundesminister der 
Finanzen Ablehnung 

09 Bundesminister für 
Wirtschaft Ablehnung 

10 Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten Ablehnung 

11 Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung    Ablehnung 

12 Bundesminister für 
Verkehr Ablehnung 

13 Bundesminister für 
das Post- und Fernmelde- 
wesen Ablehnung 

14 Bundesminister der 
Verteidigung Ablehnung 

Einzelplan 
(Geschäftsbereich) 

Votum der 
CDU/CSU- 

Bundestags- 
fraktion 

15 Bundesminister für 
Jugend, Familie und 
Gesundheit Ablehnung 

19 Bundesverfassungs- 
gericht Zustimmung 

20 Bundesrechnungshof      Zustimmung 

23  Bundesminister für 
wirtschaftliche 
Zusammenarbeit Ablehnung 

25  Bundesminister für 
Raumordnung Ablehnung 

27 Bundesminister für 
innerdeutsche 
Beziehungen Ablehnung 

30 Bundesminister für 
Forschung und Technologie 

Ablehnung 

31 Bundesminister für 
Bildung und 
Wissenschaft Ablehnung 

32 Bundesschuld Ablehnung 

33 Versorgung Zustimmung 

35 Verteidigungslasten im 
Zusammenhang mit dem 
Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte Zustimmung 

36 Zivile Verteidigung Ablehnung 

60 Allgemeine 
Finanzverwaltung Ablehnung 

Haushaitsgesetz 1979 Ablehnung 
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KOALITION 

Wehner setzt Schmidt 
"nter Druck 
Herbert Wehner bestimmt gegen den 
Bundeskanzler die Richtlinien der Bon- 
ner Politik und bestätigt sich als 
Sprachrohr sowjetischer Wünsche in 
uer Abrüstungsfrage. Er ließ die öffent- 
'•chkeit wissen, was er in dem im Fe- 
bruar erscheinenden theoretischen 
Leitorgan seiner Partei zum Thema Rü- 
stLjngsbegrenzung schreiben wird: daß 
es ,,nicht der realen Lage der Bundes- 
rePublik" entspreche, mit der „vorgebli- 
chen(!) Notwendigkeit zusätzlicher Waf- 
'ensysteme" zu argumentieren. Genau 
d'es aber hatte wenige Tage zuvor der 
Bundeskanzler getan. Nach seiner An- 
sicht genügt eine Modernisierung der 
nuklearen Gefechtsfeldwaffen des We- 
sens zum Ausgleich der schnell wach- 
enden sowjetischen Angriffsmacht bei 
den Mittelstreckenraketen nicht. 
Dieses vorsichtige Offenhalten der Op- 
Position für die Neutronenwaffe durch 
Schmidt zu zerstören, ist eindeutig als 
Angriffsziel Wehners auszumachen. 
Biner Meldung der FAZ vom 19. Januar 
Zufolge bereitet der SPD-Fraktionsvor- 
s'tzende für die nächste Zeit offenbar 
e'ne Reise nach Moskau vor. .. 

SPD ist Hemmschuh 
der Berlin-Politik 
Die Durchführung der vor sieben Mona- 
®n (Juni 1978) in einer gemeinsamen 
Erklärung von einer Arbeitsgruppe beim 
Bundespräsidenten vorbereiteten und 
v°n den Parteiführern verabschiedeten 
Empfehlung zu Maßnahmen in der Ber- 
'n-Politik ist nicht so vorangekommen, 

w'e es für eine nationale Aufgabe erfor- 
derlich   wäre,   stellt   MdB   Heinz  Narjes 

fest. Der Hemmschuh der Entwicklung 
ist eindeutig die Bundestagsfraktion der 
SPD, offensichtlich beeinflußt vom Bun- 
desfinanzminister und vom Bundes- 
kanzleramt. So hat sie mehr als einen 
Monat benötigt, um eine gemeinsam 
vorbereitete Novelle zur Erhöhung des 
Berliner Kindergeldes zu verabschie- 
den. Sie hat obendrein den vorgeschla- 
genen Betrag auch noch um 5,50 DM 
gekürzt. Zur Flugpreissubventionierung 
sollte bereits zum 15. September 1978 
Bericht erstattet werden. Tatsächlich 
waren zu der Zeit noch nicht einmal die 
Verhandlungen angelaufen. 

Die Fraktion der CDU/CSU will sich 
nicht mitschuldig machen an dieser 
Gleichgültigkeit gegenüber Berlin. Sie 
ist entschlossen, durch eigene Anträge 
die Verwirklichung der gemeinsamen 
Erklärung zu betreiben. 

Arbeitsmarktlage als 
Vorwand für Osthandel 
Nach einer Studie des Deutschen Insti- 
tutes für Wirtschaftsforschung in Berlin 
ist der innerdeutsche Handel als Instru- 
ment für die Arbeitsmarktpolitik untaug- 
lich. Die Auswirkungen, die vom Waren- 
austausch der Bundesrepublik mit der 
DDR ausgehen, sind nach Auffassung 
des Institutes beschäftigungsneutral. 
Dieses Ergebnis einer umfassenden Un- 
tersuchung steht in einem bemerkens- 
wertem Widerspruch zu den lautstark 
verkündeten Parolen von SPD und FDP. 
der Osthandel schaffe in der Bundesre- 
publik Deutschland Arbeitsplätze. Für 
den innerdeutschen Handel liegen nun 
genaue Berechnungen vor, die das Ge- 
genteil aussagen. Das Arbeitsplatzargu- 
ment war eine der Stützen der Bundes- 
regierung für einseitige Zugeständnisse 
im Ostgeschäft. Damit ist auch die Ar- 
gumentation zusammengebrochen, Ex- 
portkredite könnten  auf Dauer Arbeits- 
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platze sichern. Die Gefahren zuneh- 
mender Kompensationsgeschäfte und 
die überhöhte Verschuldung des Ost- 
blocks bestehen fort. 

SPD-Ortsvorsitzender 
verließ seine Partei 
Mit der Begründung, die SPD verfolge 
eine „lasche und opportunistische Poli- 
tik ", ist der Vorsitzende des SPD-Orts- 
vereins Burg/Dithmarschen. Hans-Jür- 
gen Schlage, aus seiner Partei ausge- 
treten und hat sein Amt als Gemeinde- 
vertreter zurückgegeben. In einem 
Schreiben an den Bürgermeister habe 
Schlage seine Enttäuschung darüber 
ausgedrückt, daß er keine Möglichkeit 
mehr sehe, die Interessen der Bürger 
auch über parteipolitische Grenzen hin- 
weg zu vertreten. Wie der Sprecher der 
schleswig-holsteinischen CDU, Volker 
Koop, dazu anmerkt, machen die Äuße- 
rungen Schlages deutlich, daß es in 
der Landes-SPD bei weitem -nicht die 
Harmonie gebe, die die Führungsspitze 
der Öffentlichkeit gerne vorgaukeln 
wolle. 

Linke Gruppe versucht 
Spaltung der Anwälte 
Der stellvertretende Bundesvorsitzende 
der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemo- 
kratischer Juristen (ASJ). Rechtsanwalt 
Werner Holtfort, hat für den 10. Februar 
in Hannover zur Gründung einer neuen 
Vereinigung von Strafverteidigern mit 
politischer Zielsetzung aufgerufen. Die 
vorgesehene Neugründung bezeichnete 
der Deutsche Anwaltverein (DAV) — mit 
fast 21 000 Mitgliedern größter freiwilli- 
ger Zusammenschluß von Anwälten — 
als ..verfehlt". Die neue Gruppierung 
wolle berufsständische Interessen als 
Deckmantel zur Verfolgung politischer 
Ziele benutzen, die sie im offenen par- 

lamentarischen Prozeß nicht habe 
durchsetzen können. 

Nach Angaben des DAV sollen den 
Gründungsaufruf neben Holtfort auC1 

die linksextremistischen SPD-BundeS' 
tagsabgeordneten Manfred Coppik und 
Rudolf Schöfberger, der Juso-Bundes- 
Vorsitzende Gerhard Schröder, der frü- 
here Hamburger Justizsenator ProfeS" 
sor Ulrich Klug (FDP) sowie der Baa' 
der-Meinhof-Verteidiger Otto Schily un- 
terzeichnet  haben. 

Das Feindvokabular 
Der SPD-Seniorenrat hat dagegen pr0" 
testiert, daß Vokabeln, die überwiegen0 

von den Jungsozialisten benutzt wen- 
den, allmählich in den offiziellen Wort' 
schätz der Sozialdemokraten einfließe^ 
Begriffe wie „Berufsverbot" und 
,,Schnüffelstaat" machen in Jusokrei- 
sen die Runde. Auch die schon etwas in 

die Jahre gekommenen Parteilinken 
lassen im internen Zirkel alle Anfün- 
rungsstriche fallen. Fast alle Vokabeln 
die über linke Sozialdemokraten in un- 
seren Sprachgebrauch eindringen, ha- 
ben ihren Ursprung im kommunisti- 
schen Propagandaapparat. Der SPD' 
Seniorenrat befürchtet, daß der Ge- 
brauch dieser und anderer „Reizwör- 
ter" der ideologischen lndoktrination 

durch totalitäre. verfassungsfeindliche 

Kräfte Vorschub leistet. 

Zur CDU übergetreten 
Der Bürgermeister der westfälischen 
Stadt Lübbecke. Friedrich Warmann. 43- 
hat vor dem Stadtrat seinen Übertritt 
zur CDU erklärt. Er war wegen pol'11' 
scher Meinungsverschiedenheiten auS 

der SPD ausgetreten. Zusammen m'' 
Warmann ist ein Stadtratsmitglied der 
Freien Wählergemeinschaft, Erns 
August Schmidt, ebenfalls zur CDU 

übergetreten. 



UiD 4 • 25. Januar 1979 • Seite 11 

DEUTSCHLANDTAG 

Junge Union auf den Europa- 
Wahlkampf gründlich vorbereitet 
Eine Vielzahl von kontroversen, 
Sachlichen Diskussionen, ein 
9roßes Maß an Solidarität und 
richtungweisende Beschlüsse 
erbrachte der Deutschlandtag der 
Jungen Union Deutschlands, der 
am vergangenen Wochenende 
ln der Berliner Kongreßhalle statt- 
fand. 

Kernthemen waren die Europapolitik 
und damit verbunden die inhaltliche 

Vorbereitung der europäischen Direkt- 
wahl sowie die Deutschlandpolitik. 8.1- 
cher nicht zufällig fand dieser Deutsch- 
lar,dtag in Berlin statt. Nach einhelliger 
Auffassung der über 300 Delegierten ist 
Berlin ein integraler Bestandteil der EG. 
Fur die Junge Union steht fest, daß dies 
in Zukunft auch deutlicher gemacht 
Werden muß. Deshalb soll Berlin der 
Sitz des von der JU geforderten Euro- 
päischen Jugendwerkes werden, stellte 
der JU-Vorsitzende MdB Matthias Wiss- 
en fest. 
ü'e Junge Union sieht sich den europäi- 
schen idealen verpflichtet. Dies wurde 
bereits auf dem ersten JU-Treffen 1947 
ln Königstein deutlich. Bis heute hat 
s'ch daran nichts geändert. In einem 
aUsführlichen, monatelang von allen 
Niederungen diskutierten Beschluß 
spricht sich die JU für ein Europa in 
Freiheit aus. Schwerpunkt des Be- 
schlusses sind jugendpolitische Maß- 
nahmen. 

°ie JU nennt Maßnahmen zu einer ver- 

besserten europäischen Bekämpfung 
der Jugendarbeitslosigkeit, nimmt sich 
der Probleme des Jugendalkoholismus, 
der Drogengefährdung und Jugendkri- 
minalität an. Außerdem enthält der Be- 
schluß Aussagen zu den Themen Um- 
welt und Energie. 
Im deutschlandpolitischen Teil des 
Kongresses wurde ein nachdrückliches 
Bekenntnis zur Wiedervereinigung ab- 
gelegt. Auch die europäische Einigung 
muß nach Ansicht der Jungen Union die 
deutsche Frage offenhalten. 

Großes Interesse fand ein Grußwort des 
CDU-Generalsekretärs. Heiner Geißler. 
der der kalten, perspektivlosen Verwal- 
tungspolitik Helmut Schmidts eine Poli- 
tik der Werte als Alternative entgegen- 

stellte. 
Weiterhin wurden Beschlüsse zur No- 
vellierung des Wehrpflichtgesetzes ge- 
faßt. Die JU befürwortet einen 18 Mona- 
te dauernden Zivildienst, der nicht at- 
traktiver als die Wehrpflicht sein darf. 
In einem Grundsatzbeschluß zur Verfas- 
sungstreue im öffentlichen Dienst 
sprach sich die JU gegen eine Abschaf- 
fung der Regelanfrage aus. 

In weiteren Anträgen setzte sich die JU 
für eine Freilassung des DDR-Häftlings 
Uwe Reimann ein und forderte die Bun- 
desregierung auf, in Sachen Vietnam- 
Flüchtlinge aktiver zu werden. 

Natürlich   spielten   auch   die   Personal- 
und   Strategiediskussionen   der   Union 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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• JUGENDBERICHT 

Typisches Beispiel 
linker Rechthaberei 

Die Bundesregierung ist verpflichtet, 
dem Deutschen Bundestag in jeder 
Legislaturperiode einen Jugend- 
bericht vorzulegen. In der vergan- 
genen Legislaturperiode hat die 
SPD/FDP-Bundesregierung diese 
gesetzliche Verpflichtung nicht er- 
füllt. Erst jetzt legt sie den bereits 
1975 fälligen Jugendbericht vor. 

Dieser Bericht ist von einer sieben- 
köpfigen Sachverständigenkommis- 

sion erarbeitet worden, die sich auf 
einen einzigen Bericht nicht einigen 
konnte. Selbstverständlich kann man 
Wissenschaftler nicht zur Zustimmung 
zu einem gemeinsamen Bericht in allen 
Detailfragen veranlassen, stellte MdB 
Hermann Kroll-Schlüter fest. Bedenk- 
lich ist jedoch, wenn eine geringe 
Mehrheit in einer Kommission zu verna- 
gelt ist, daß sie die Einwände der Min- 
derheit nicht mehr produktiv integrieren 
und zuordnen kann. 

Im vorliegenden Jugendbericht handelt 

es sich um ein typisches Beispiel linker 
Rechthaberei und Engstirnigkeit. 
Die wissenschaftliche Untersuchung 
des Berichts ist nicht repräsentativ. Wir 

wissen auch nicht, mit welchen Fragen 
die Jugendlichen konfrontiert worden 
sind. Eine wissenschaftliche Analyse 

sollte aber kein Versteckspiel sein. 

Das Minderheitenvotum ist lesenswert 
Die CDU/CSU unterstützt die darin ent- 
haltene Kritik z. B. da, wo die Berück- 
sichtigung der Hauptschule vermiß'1 

wird, wo zuwenig von den Pflichten 
auch junger Menschen gesprochen und 
darauf hingewiesen wird, daß es auch 
eine akzeptable Eingliederung junger 

Menschen in unserem Lande gibt. 

Dieser Jugendbericht geht von einem 
klassenkämpferischen Modell aus. Des- 
wegen kann man mit ihm auch nicht 
allzuviel anfangen. 

Seit Jahren gibt es eine Jugendarbeits- 
losigkeit. Und in einer solchen Situation 
ist es dieser Bundesregierung nicht 
möglich, einen Bericht zur Situation 
junger arbeitender Menschen vorzule- 
gen, aus dem notwendige Schlußfolge- 
rungen — wenn eben gemeinsam — ge- 
zogen werden können. 

Was sollen die jungen Menschen \/o0 
einem Staat denken, dessen Regierung 
so eklatant versagt? 

(Fortsetzung von Seite 11) 

eine Rolle auf dem jährlich stattfinden- 
den Bundeskongreß. Dabei wurde deut- 
lich, daß die Junge Union Deutschlands 
zu einem hohen Maß an Solidarität be- 
reit ist. Dies wird jedoch auch von den 
führenden Unionspolitikern erwartet. 

Von den Delegierten aus den Landes- 
verbänden, denen bald Landtagswahlen 
ins Haus stehen, wurde der Zeitpunkt 
der   Führungsdiskussion   bedauert.   An- 

dere Delegierte meinten, irgendwann 
müßten doch Personal- und Strategie- 
diskussionen stattfinden dürfen. 

Am Ende des Deutschlandtages konnte 
Matthias Wissmann ein erfreuliches Fa* 
zit ziehen. Die Junge Union hat sicn 
gründlich auf den Europawahlkampf 

vorbereitet, erneuerte ihr deutschland- 
politisches Wiedervereinigungsbekennt- 
nis und konnte sachlich und souverän 
die Personaldebatte bestehen. 
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Zur Sache: 

Keine Kommunisten 
__ und Faschisten 
in den Staatsdienst 
°fe SPD behauptet: Auch wir sind gegen Ver- 
'assungsfeinde im öffentlichen Dienst. 

Aber warum will die SPD dann den Ein- 
stellungsbehörden - also etwa der Personal- 
abteilung in einem Kultusministerium - 
verbieten, bei der Behörde, die dafür zustän- 
dig ist - dem Verfassungsschutz -, nach- 
fragen, ob dort etwas gegen den Bewerber 
vorliegt. Man kann einem Bewerber nun 
e|nmal nicht an der Nasenspitze ansehen, ob 
©r ein Gegner unserer Verfassung ist. 

lie Folge: Gegner unserer Verfassung 
schlüpfen leicht und unerkannt unter die 
Fittiche des Staates, den sie ablehnen und 
bekämpfen. Revoluzzer mit Gehalt und 
Pensionsanspruch. Nur stillhalten müssen sie. 

Die Vorschläge der SPD sind verfas- 
sungsrechtlich höchst fragwürdig. Sie sind 
darüber hinaus auch gefährlich. Wenn 
Bewerber erst einmal ohne Überprüfung 

eingestellt werden, muß ständig überwacht 
werden, ob sich die Staatsdiener verfassungs- 
konform verhalten. Das wäre Gesinnungs- 
schnüffelei! 

Wir müssen unseren Staat vor Verfas- 
sungsfeinden schützen - ohne Gesinnungs- 
schnüffelei. Die CDU hat wirksame Methoden 
vorgeschlagen. Man prüft die Bewerber, die 
in die engere Wahl für eine Beamtenstelle 
kommen. 

Übrigens: Ursprünglich war auch Bundes- 
kanzler Schmidt gegen die SPD-Linie. Auch 
heute haben manche Mitbürger noch diesen 
Eindruck. In Wirklichkeit ist der Bundes- 
kanzler auf dem letzten Bundesparteitag der 
SPD still und leise - wie schon so oft - 
umgefallen! 

Unsere Demokratie muß sich oeaen ihre 
Feinde zur Wehr setzen. Der freiheitliche 
Staat, der sich nicht gegen seine Feinde 
verteidigt, verspielt die Freiheit seiner Biiroer 

CDU 
"•»IHM« CD J<8i*dMgt! 

sicher 
sozial 
und frei 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Ideen — Taten — Aktionen 
Gerade im Europawahlkampf sind 
neue Aktionen in den einzelnen 
Verbänden gut durchzuführen. In 
dieser Rubrik zeigen wir ständig 
Ideen und Taten: Versuchen Sie 
diese, abgewandelt auf die örtlichen 
Verhältnisse und nach Möglichkeit 
mit einem Europabezug in Ihrem 
Verband zu organisieren. Beachten 
Sie dazu auch unser „Aktionshand- 
buch zur Europawahl". 

Pressespiegel 
Zur Information für Mitglieder und Freun- 
de gibt der CDU-Kreisverband Bern- 
kastel-Wittlich einen monatlichen Pres- 
sespiegel heraus. Darin sind alle Aktivi- 
täten des Kreisverbandes, der Stadt- 
und Gemeindeverbände aufgeführt. 

So können Anregungen und Meinungen 
weitergegeben werden. Der Pressespie- 
gel November 1978 hatte übrigens einen 
Umfang von 40 Seiten. 

Leuchtstreifen für Radfahrer 
Mehr Sicherheit durch Sichtbarkeit für 
Radfahrer. Unter diesem Motto stand 
eine Verteilungsaktion des CDU-Stadt- 
verbandes Rheinfelden. Sicherheitsbe- 
wußte Rad- und Mofafahrer konnten sich 
Leuchtstreifen kostenlos am CDU-Infor- 
mationsstand abholen. Der Stadtver- 
band wollte damit erreichen, daß die im 
Straßenverkehr besonders gefährdeten 
Zweiradfahrer in der Dämmerung und 
Dunkelheit mehr Sicherheit vermittelt 
bekommen. 

Hilfe für Angehörige von 
Terroropfern 
Die Junge Union Heidelberg hat zu' 
gunsten der Witwe des in Dortmund von 
Terroristen ermordeten Polizeibeamter1 

Hansen eine Blumentombola mit einem 
Gesamterlös von 1 100,— DM durchge' 
führt. Diese Hilfsaktion sollte nicht nUr 

die Verbundenheit mit der Polizei zum 
Ausdruck bringen, die unseren Rechts- 
staat auch unter Einsatz ihres Lebens 
schützt, sondern sollte gleichzeitig a(] 

die weniger prominenten Terroropfer 

der vergangenen Jahre erinnern. 

750 Bäume 
Viele CDU-Mitglieder gehören zu dem 
eifrigen Kreis derjenigen, die fachkun- 
dig die ersten von 750 neuen Bäumen 
in Barsbüttel pflanzten. Die Bäume sol- 
len nach dem Willen des CDU-Ortsver- 
bandes Barsbüttel die Gemeinde grünef 

machen. 

Das „Lied der Deutschen" 
Neben begleitenden und weiteren Maß- 
nahmen bildet ein Faltblatt ,,Das Lied 
der Deutschen" einen Teil der Mitgüe' 
derwerbeaktion des CDU-Ortsverbandes 

Bad Münder. Auf dem einmal gefalteten 
DIN-A5-Kunstdruckbogen ist auf der 

Vorderseite Hoffmann von Fallersleben 
als Dichter und Joseph Haydn als Kom- 
ponist der Melodie des Deutschland' 
liedes abgebildet. Im Innenteil ist die 

geschichtl;che Abhandlung und der TeX 
des   Liedes  und  auf der  Rückseite  ein 
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oto von Dr. Adenauer im Gespräch mit 
r- Heuss wiedergegeben. 

CDU-Ortsverband 
'* Schwalbennest 1 
3252 Bad Münder 1 

Hilfe bei Zimmersuche 
,,vvo finden wir eine Bude, in der man 
Preisgünstig leben und in Ruhe studie- 
ren kann?" Dieser Stoßseufzer ist wohl 
^ner  der  meistgehörtesten   unter  Stu- 
enten in Universitätsstädten. 
er Allgemeine Studentenausschuß der 

..'®ler Universität, der vom Ring Christ- 
'Cn Demokratischer Studenten (RCDS) 
mit9etragen wird, ist bei der Wohnungs- 
Und 2'mmersuche behilflich. Eine Kartei 
9|bt kostenlos Auskunft über Wohnungs- 

uchende und entsprechende Angebote. 

Auf 2ur Wilhelms . . . 
2'elt angeschrieben   und  eingeladen 

Urden durch  den  Kreisverband  Göp- 
n9en Familien mit vier und mehr Kin- 
ern ifn Alter von drei bis 13 Jahren zu 

h'
ner Fahrt in den Stuttgarter Zoo „Wil- 

rna".  Die Fahrt,  die während  einer 
j^Voche der CDU" veranstaltet wurde, 

ein so großes Interesse, daß zwei 
|usse 
;indei 

Proviant - 
9eistert. 

^.     -   eingesetzt   wurden.   Eltern   und 
v|nder waren nicht nur über den Fahrt- 

Äpfel   und  Wecken be- 

Schnelle Hilfe vor Ort 
war die spontane  Hilfsbereitschaft 

^  33 Jahren seit Bestehen des Grenz- 
rCngangslagers Friedland größer, nie 

ükren  die  v°rratslager  voller  und   un- 
ersichtlicher,  aber auch  nie war die 
itnot der Verwaltung und des Perso- 

n's größer als jetzt. 

ve h muß,en  Vertreter  des  CDU-Kreis- 
rbandes und der CDU-Frauenvereini- 

9 Friesland erfahren, als sie schwer 

beladene Fahrzeuge in Friedland aus- 
laden wollten. 

Die wertvolle Ladung entstand durch 
Spenden der CDU-Fraktion und durch 
private Geld- und Sachsoenden. Kurzer- 
hand entschlossen sich die CDU-Ver- 
treter für schnelle Hilfe „vor Ort". Man 
fuhr im Lager Friedland vor das Haus 
mit den zuletzt angekommenen und 
noch nicht offiziell eingekleideten Viet- 
namesen und lud dort die dringend be- 
nötigten Gegenstände ab. Mit Hilfe eines 
vietnamesischen Studenten aus Hanno- 
ver wurde direkt für eine gerechte Ver- 
teilung an die Familien gesorgt. 

Bürgerberatung auf Rädern 
Der CDU-Stadtbezirksverband Köln III 
hat gemeinsam mit der CDU-Bezirks- 
fraktion eine ..Bürgerberatung auf Rä- 
dern" ..ins Rollen" gebracht. Mit diesem 
mobilen Bürger-Service geht die CDU 
einen neuen Weg der Bürgerinforma- 
tion — und -beratung vor Ort. Er stellt 
eine sinnvolle Ergänzung zu den regel- 
mäßigen Sprechstunden der CDU-Rats- 
herren und der Bezirksfraktion dar. 

Diese rollende Sprechstunde bietet nicht 
nur die öffentliche Diskussion an. son- 
dern auch die persönliche Beratung für 
die Bürger. 

CDU-Stadtbezirksverband III 
Heimbacher Straße 40 
5000 Köln 41 

Haben auch Sie neue Ideen für die prak- 
tische Parteiarbeit. Schreiben Sie uns! 
Ihre 

CDU-Bundesgeschäftsstelle 
Abteilung Öffentlichkeitsarbeit 
Konrad-Adenauer-Haus 
5300 Bonn 1 

Falls Sie Unterlagen von den obenge- 
nannten Verbänden anfordern, denken 
Sie bitte auf jeden Fall an ausreichendes 
Rückporto. 
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ZITAT 

Eine schädliche 
Torheit 
Es war ziemlich mühsam für Bundesin- 
nenminister Baum, die vom Bundeska- 
binett beschlossene neue Praxis bei der 
Einstellung von Bewerbern für den öf- 
fentlichen Dienst rechtfertigend zu 
erläutern. Erläutern kann man sie, aber 
rechtfertigen läßt sie sich nicht. Es 
ist ja schon seltsam, daß sich das neue 
Verfahren offenbar nicht positiv, son- 
dern nur negativ umschreiben läßt: 
Wegfall der Regelanfrage. 

Was sollte für den Beschluß der Bun- 
desregierung sprechen? Gerechter ist 
das von ihm festgesetzte Verfahren si- 
cherlich nicht. Bisher leitete die Einstel- 
lungsbehörde jedesmal, wenn sich je- 
mand ernsthaft um eine Stelle im öffent- 
lichen Dienst bewarb, dem Verfas- 
sungsschutzamt   eine   Anfrage   zu   — 

eben die sogenannte Regelanfrage. DaS 

war ein schematisches Verfahren, abe' 
es schloß Willkür aus. Jetzt soll die 
Einstellungsbehörde nur noch in besof 
deren Fällen beim Verfassungsschutz 
nachfragen, also „besondere Fälle 

schaffen. Ist das etwa demokratischer 
Noch abenteuerlicher klingt die &e' 
hauptung der Bonner Koalitionspartner 
ihre neue Regelung sei „liberaler". 

Wie sie des öfteren versichert habe^ 
sollen die Beamten ihre Verfassung5' 
treue jetzt im Dienst erweisen. Da 

kann nur Kontrolle bedeuten. Wer ab& 
soll kontrollieren? Es ist ja nicht die 
Regel, daß Beamte ihren Dienst l(] 

Gruppen versehen, so, daß einer &" 
den anderen aufpaßt — schon dies erfe 

gespenstische Vorstellung. Der Lehre 
hat um sich nur seine Schüler. SoHef] 

die ihn nun beobachten, sollen eveV 
tuell die Eltern ihn anzeigen? Wer das 

will, schafft ein Stück totalitären SI&' 
tes. Wer es nicht will, der hat geschwii1' 
delt, als er die Regelanfrage entbehr' 
lieh nannte. 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19. 1. 1979 
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